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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 18/16867 - wird unverändert  
angenommen. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/17824 

 
 

2 

  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/17824 

 
 

3 

Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/16867, wurde durch das Plenum am 17. Dezember 2025 
nach der 1. Lesung zur alleinigen Beratung an den Rechtsausschuss überwiesen.  
 
Hintergrund dieses Gesetzentwurfes sei die Anerkennung des dritten Geschlechts durch das 
Bundesverfassungsgericht und neue Regelungen zur Selbstbestimmung des Geschlechtsein-
trags. Daher sollen die Vollzugsgesetze angepasst werden, um Personen gerecht zu werden, 
die sich nicht ausschließlich dem männlichen oder weiblichen Geschlecht zugehörig fühlen 
oder deren Personenstandseintrag entsprechend geändert wurde. 
 
 
B Beratung 
 
Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf einmalig und abschließend in der Sitzung am 
21. Januar 2026 beraten. 
 
Seitens der Landesregierung wurde ausgeführt, dass dieser Gesetzentwurf eingebracht wor-
den sei, da festgestellt wurde, dass mit den bisherigen Regelungen möglicherweise eine Miss-
brauchsmöglichkeit bestehe, nämlich durch Gefangene, die ihre geschlechtliche Identität än-
dern, um in eine andere Justizvollzugsanstalt zu kommen. Mit diesem Gesetz werde dieser 
ein Ende gesetzt. 
 
Die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN begrüßte den Gesetzentwurf und betonte, dass 
es nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur geschlechtlichen Identität da-
rum gehe, dass es Menschen mit dem Geschlechtseintrag „divers“ im Strafvollzug gebe. Die-
ser Gesetzentwurf schaffe Klarheit und Rechtssicherheit für alle. 
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das Ausschussprotokoll APr 18/1123 verwiesen.  
 
Über den Gesetzentwurf, Drucksache 18/16867, wurde im Rechtsausschuss ebenfalls am  
21. Januar 2026 abgestimmt.  
 
Bei der Abstimmung wurde dieser mit den Stimmen der Fraktionen der von CDU, SPD,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimme der Fraktion der AfD unverändert 
angenommen/ 
 
 
C Ergebnis 
 
Der federführende Rechtsausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf, Drucksache 18/16867, 
unverändert anzunehmen/ 
 
 
 
Dr. Werner Pfeil 
Vorsitz 
 


